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News Deutschland

Einbeziehung des Verkehrssektors in Emissionshandel

Vorstoß von Opel-CEO Neumann sorgt für 
Irritation in der Automobilindustrie 

Bereits im Juli forderte der Mana-
ger beispielsweise beim Wirtschafts-
tag der CDU in Berlin eindringlich 
ein Regelwerk, das eine Gleichbe-
handlung über alle Branchen hinweg 
ermöglicht und das einfach, transpa-
rent und gerecht ist. Seine Forderung 
unterstrich er mit einer einfachen Rech-
nung: Lässt der Betreiber eines Braun-
kohlekraftwerks in Deutschland die 
Anlage außerplanmäßig drei Tage län-
ger laufen, stößt er 180.000 Tonnen 
CO2 zusätzlich aus. Dafür müsste der 
Betreiber nach aktuellen CO2-Preisen 
knapp über eine Million Euro für Zertii-
kate bezahlen. 

Wenn hingegen Opel sein CO2-Ziel 
von 95 Gramm CO2 je Kilometer um 
ein Gramm verfehlt, werden dabei über 
die komplette Lebensdauer der Flotte 
hinweg zwar ebenso viele Tonnen CO2 
ausgestoßen wie bei dem Braunkohle-
werk, das drei Tage länger am Netz war. 
„Die Strafe für Opel wäre jedoch mit
95 Millionen Euro fast 100 Mal so 
hoch. Zusätzlich würde ich mit meinem 
Unternehmen am öffentlichen Pran-
ger stehen“, sagte Neumann in Berlin. 
Ein neues Regelwerk sollte zusätzlich 
einen echten Anreiz für umweltbewuss-
teres Fahren darstellen, forderte er.

Während dieser Appell Neumanns 
nahezu unbeachtet verpuffte, sor-
gen die neuesten Aussagen des Opel-
Chefs für mehr Aufmerksamkeit. Dies-
mal äußerte er sich gegenüber der Zei-
tung Welt am Sonntag.

Die Zeitung hatte berichtet, dass sich 
eine Mehrheit der im Verband der deut-
schen Automobilindustrie organisier-

ten Fahrzeugbauer - darunter Schwer-
gewichte wie BMW und Daimler - der 
Forderung angeschlossen habe, den 
motorisierten Straßenverkehr in den 
Emissionshandel einzubeziehen. Bis 
Anfang Oktober will der VDA laut Zei-
tungsbericht die noch laufenden Bera-
tungen abschließen. Ofiziell wollten 
weder der VDA noch die Automobilher-
steller der Zeitung die brancheninter-
nen Gespräche bestätigen.

Mit ihrem Vorstoß wollen die Automo-
bilhersteller offenbar verhindern, dass 
die EU-Kommission den Unterneh-
men immer strengere Abgasnormen 
vorschreibt. Grenzwerte von 60 bis 
70 Gramm CO2-Ausstoß pro gefahre-
nem Kilometer, wie sie von der EU-
Kommission derzeit diskutiert wer-
den, seien technisch kaum noch zu 
schaffen, argumentiert die Branche. 
Der Verkehrssektor könne unter dem 
Dach des Emissionshandels densel-
ben Beitrag zum Klimaschutz efizien-
ter erbringen.

Opel-Chef Neumann lobte auf 
Nachfrage der Zeitung erneut die Vor-
teile des Handels mit Emissionsbe-
rechtigungen: „Verbrauche ich CO2, 
muss ich dafür Zertiikate kaufen - eine 
simple und effektive Regulierung, die 
sich auch für die Kraftstoffe aufdrängt“, 
sagte Neumann. „Der Zeitpunkt darü-
ber zu reden, ist jetzt, weil die Europä-
ische Kommission sich daran macht, 
die Regulierung für die Zeit nach 2020 
vorzubereiten.“

Der Automobilbranche schwebt vor, 
dass Mineralölunternehmen künf-
tig pro verkauftem Liter Kraftstoff 

Emissionszertiikate erwerben müs-
sen. Da die Abrechnung an den rund 
150 Tankzolllagern der Mineralölbran-
che erfolgt, sei der bürokratische Auf-
wand äußerst gering. Die Kosten für 
die Emissionsberechtigungen werden 
dann auf den Literpreis Kraftstoff auf-
geschlagen und an der Tankstelle dem 
Autofahrer, als dem direkten Verursa-
cher der CO2-Emissionen, gesondert in 
Rechnung gestellt. Mit diesem Konzept 
folgt die Branche einem Vorschlag des 
Bundesverbandes Emissionshandel 
und Klimaschutz (bvek) in Berlin.

Bei einem Emissionsfaktor von 
2,33 Kilogramm pro Liter Normal- 
oder Superbenzin und einem CO2-
Preis von derzeit rund sechs Euro pro 
Tonne ergebe sich eine Belastung des 
Kraftstoffpreises von 1,4 Cent je Liter, 
heißt es im bvek-Konzept. Steigen die 
Marktpreise für Emissionsberechtigun-
gen wie erwartet an, könnte der Auf-
preis aber auch höher ausfallen.

Um die Belastung des Autofah-
rers gering zu halten, schlägt der bvek  
vor, die Erlöse aus der Versteigerung 
von Emissionsrechten in Zukunft nicht 
mehr dem Bundeshaushalt zuzu-
führen, sondern direkt an die Bevöl-
kerung auszuzahlen, etwa durch eine 
jährliche Gutschrift auf die Einkom-
menssteuer. Die Lenkungswirkung des 
Emissionshandels für den Klimaschutz 
werde dadurch nicht beeinträchtigt, 
heißt es in dem Konzept weiter (siehe 
dazu den Gastbeitrag von bvek-Chef 
Jürgen Hacker in Ausgabe 17 vom 
13. August 2014) .

Die Bundesregierung will die ver-
kehrsbedingten CO2-Emissionen bis 
2030 im Vergleich zu 1990 um rund 
26 Prozent verringern. Wie aus einer 
Antwort der Regierung auf eine Klei-
ne Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen hervorgeht, entfallen 
16 Prozent aller Emissionen auf den 
Verkehrssektor. Die Treibhausgas-
emissionen der Autos sanken zwi-
schen 2001 und 2012 von rund 
107 Millionen auf rund 90 Mil-
lionen Tonnen. Insgesamt gin-
gen die Emissionen im Perso-
nen- und Güterverkehr von  rund 
161 Millionen Tonnen 2001 auf circa 
140 Millionen Tonnen 2012 zurück.
Silvia Rausch-Becker
MBI/sir

Über eine Einbeziehung des Verkehrssektors in den verplichtenden 
Emissionshandel im Rahmen des Europäischen Emissionshandelssys-
tems EU-ETS wird seit Jahren diskutiert. Der Verband der Automo-
bilindustrie (VDA) und seine Mitglieder gaben sich zu diesem Thema 
stets wortkarg. Man prüfe alle Optionen, war zu hören. Den offenbar 
verbandsintern verhängten Maulkorb hat Opel-Chef Karl-Thomas Neu-
mann mehrfach ignoriert und damit eine breitenwirksame Diskussion zu 
dem Thema angestoßen.
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